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Inanspruchnahme zahnmedizinischer Leistungen bei  
geflüchteten Menschen in Deutschland: Ergebnisse des  
bevölkerungsbezogenen Surveys RESPOND

Abstract
Hintergrund: Die Inanspruchnahme ambulanter zahnmedizinischer Leistungen ist ein wichtiger Indikator für die 
Beschreibung der gesundheitlichen Versorgung in Deutschland. In der Allgemeinbevölkerung liegt die 12-Monats-Prävalenz 
der Nutzung zahnmedizinischer Leistungen im Schnitt bei 82,2 %. Für geflüchtete Menschen wurde der Indikator bisher 
kaum erhoben, obwohl Studien einen objektiv hohen Versorgungsbedarf nahelegen.

Methode: Im Rahmen der bevölkerungsbezogenen Querschnittstudie RESPOND (2018) wurden in drei repräsentativen, 
zufallsbasierten Stichproben geflüchteter Menschen in Aufnahmeeinrichtungen und Gemeinschaftsunterkünften in 
Baden-Württemberg und Berlin Selbstangaben zu ihrer Gesundheit und gesundheitlichen Versorgung erhoben, darunter 
auch zur Inanspruchnahme zahnmedizinischer Leistungen. 

Ergebnisse: Der Indikator lag für 68,8 % (594) der insgesamt 863 befragten geflüchteten Menschen vor. Insgesamt gaben 
38,2 % an, in den vergangenen 12 Monaten zahnmedizinische Leistungen in Anspruch genommen zu haben, wohingegen 
41,4 % noch nie entsprechende Leistungen in Deutschland genutzt haben. 

Schlussfolgerungen: Die Inanspruchnahme zahnmedizinischer Leistungen geflüchteter Menschen ist verglichen mit 
dem Niveau der Inanspruchnahme in der Gesamtbevölkerung als sehr niedrig und nicht bedarfsgerecht einzuschätzen.

  GESUNDHEITSMONITORING · GEFLÜCHTETE MENSCHEN · SURVEY · INANSPRUCHNAHME · ZAHNMEDIZINISCHE VERSORGUNG

Einleitung 
Die Inanspruchnahme ambulanter zahnmedizinischer Leis-
tungen ist ein wichtiger Indikator für die Beschreibung der 
gesundheitlichen Versorgung, der im Rahmen der Studie 
Gesundheit in Deutschland aktuell (GEDA) in der Gesamt-
bevölkerung regelmäßig und bundesweit erhoben wird.  
Aus der aktuellsten Erhebungswelle der Studie (GEDA 
2019/2020-EHIS) geht hervor, dass bundesweit im Schnitt 
82,2 % der Bevölkerung in den letzten 12 Monaten vor der 

Befragung bei einer zahnmedizinischen Untersuchung 
waren. Die höchste Prävalenz der Inanspruchnahme war 
in der Altersgruppe der 45- bis 64-jährigen Personen 
(84,4 %), sowie in Sachsen (87,4 %) und bei Personen mit 
hohem Bildungsabschluss (87,0 %) vorzufinden. Die nied-
rigste Prävalenz war in der Altersgruppe der 80-Jährigen 
und Älteren (71,5 %), sowie in Hessen (78,1 %) und bei Per-
sonen mit niedrigem Bildungsabschluss (75,0 %) zu ver-
zeichnen [1]. Der Indikator wird jedoch nicht in allen 
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Bevölkerungsgruppen erhoben. So werden geflüchtete 
Menschen (Infobox 1) in Gesundheitssurveys bisher unzu-
reichend berücksichtigt [2]. Die Diskussion der Inanspruch-
nahme medizinischer Leistungen unter geflüchteten Men-
schen und einer damit möglicherweise einhergehenden 
Unter-, Über- oder Fehlversorgung sollte evidenzbasiert 
geführt werden. Internationale Studien zur Mundgesund-
heit geflüchteter Menschen [3, 4] sowie Studien aus Deutsch-
land [5–7] weisen konsistent auf einen schlechten Zustand 
der Mundgesundheit hin. So ist die Anzahl der kariösen, 
fehlenden, oder gefüllten bleibenden Zähnen bei Geflüch-
teten im Alter von 18 bis 34 Jahren zwar moderat, jedoch 
liegt ein hoher Anteil unbehandelter Bedarfe vor und etwa 
ein Viertel der Studienteilnehmenden weist Komplikationen 
auf [6]. Die Mundgesundheit sinkt in höheren Altersgrup-
pen, wobei der ungedeckte Versorgungsbedarf in der Grup-
pe der 35- bis 44-jährigen geflüchteten Menschen am höchs-
ten zu sein scheint [6].

Der Zugang zu bzw. der Anspruch auf medizinische 
Leistungen geflüchteter Menschen, einschließlich zahn-
ärztlicher Versorgung, ist in den §§ 4 und 6 des Asylbewer-
berleistungsgesetzes (AsylbLG) geregelt. Dabei gilt insbe-
sondere für Zahnersatzbehandlungen der § 4 Absatz 1 
(Infobox 2), der eine Leistungsgewährung nur bei unauf-
schiebbaren medizinischen Gründen und nur als Einzelfall-
leistung vorsieht [8]. Darüber hinausgehende Leistungen 
können (gemäß § 6 AsylbLG) im laufenden Asylverfahren, 
im Falle eines abgelehnten Asylantrags oder einer Duldung 
in den ersten 18 Monaten des Aufenthalts in Deutschland 
nur im Ermessensfall und nur auf Antrag bei der zuständi-
gen Behörde gewährt werden [9]. Dieser Zeitraum soll 
zukünftig auf 36 Monate verlängert werden [10]. Eine 

Ausnahme hiervon bilden geflüchtete Menschen mit ukrai-
nischer Staatsagehörigkeit, die Ansprüche auf die Regel-
leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung nach dem 
Sozialgesetzbuch SGB II und SGB XII haben [11].

Im Licht der restriktiven rechtlichen Regelungen des 
AsylbLG und der zahlreichen anderen Barrieren im Zugang 
zur Gesundheitsversorgung geflüchteter Menschen [12], 
stellt sich aus versorgungsepidemiologischer Sicht die 
Frage nach der tatsächlichen Inanspruchnahme von zahn-
medizinischen Leistungen in dieser Bevölkerungsgruppe. 
Der aktuelle Beitrag berichtet erstmalig bevölkerungsbezo-
gene Daten zur Inanspruchnahme zahnmedizinischer Leis-
tungen bei geflüchteten Menschen in Deutschland, unter 
Berücksichtigung von Alter, Geschlecht, Aufenthaltsstatus 
und -dauer.

Indikator
Die vorliegenden Daten wurden im Rahmen von bevölke-
rungsbezogenen Gesundheitssurveys des Projekts „Impro-
ving Regional Health System Responses to the Challenges 
of Forced Migration“ (RESPOND, www.respond-study.org) 
mit Förderung des Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung (BMBF) unter geflüchteten Menschen erhoben. 
Der Datenbasis liegen drei als Querschnittstudien konzi-
pierte, zufallsbasierte Stichproben von insgesamt 863 
geflüchteten Menschen zugrunde [13], die in Erstaufnah-
meeinrichtungen und Gemeinschaftsunterkünften in 
Baden-Württemberg [14] und Berlin [15] im Jahr 2018 gezo-
gen wurden. Sampling, Rekrutierung und Befragungsins-
trumente waren in beiden Bundesländern nahezu identisch 
[14, 15]. In beiden Bundesländern wurden zusammenge-
nommen ca. 3 % aller 2.017 Gemeinschaftsunterkünfte 

Infobox 1  
Geflüchtete Menschen
Als „geflüchtete Menschen“ werden in diesem Bei-
trag alle Menschen bezeichnet, die in Deutschland 
beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) einen Antrag auf Asyl gestellt haben – unab-
hängig vom Ausgang des Asylgesuches. Außerdem 
zählen Personen, die gemäß der Genfer Flüchtlings-
konvention des UN-Flüchtlingskommissariats 
(UNHCR) als Kontingentflüchtlinge in Deutschland 
aufgenommen wurden oder aufgrund von Rechts-
normen der Europäischen Union einen temporären 
Schutzstatus erhalten haben, als geflüchtete Men-
schen.

http://www.respond-study.org
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verwendet wird („Wann waren Sie zuletzt bei einem Zahn-
arzt, Kieferorthopäden oder einem anderen zahnmedizini-
schen Spezialisten, um sich selbst beraten, untersuchen 
oder behandeln zu lassen?“). So wird in GEDA 2019/2020-
EHIS keine Arztliste zur Auswahl gestellt, sondern es wer-
den einzelne Fragen je Arztgruppe gestellt. Zudem bezieht 
sich die Frage in GEDA 2019/2020-EHIS auf den Besuch 
bei „einem Zahnarzt, Kieferorthopäden oder einem ande-
ren zahnmedizinischen Spezialisten“, was bei der Interpre-
tation der Ergebnisse aus den unterschiedlichen Befragun-
gen berücksichtigt werden muss.

Die Inanspruchnahme in RESPOND wurde anhand von 
vier Antwortoptionen erfasst („vor weniger als 12 Mona-
ten“, „vor 12 Monaten oder länger“, „nie“ und „weiß ich 
nicht“). Angaben in der Kategorie „weiß ich nicht“ wurden 
für diese Analyse als fehlende Werte behandelt, da sie kei-
nen Aufschluss über das tatsächliche Inanspruchnahme-
verhalten geben. Nebst grundlegenden soziodemografi-
schen Merkmalen wie Geschlecht (männlich, weiblich, 
divers) sowie Geburtsmonat und -jahr zur Errechnung des 
Alters wurde der Aufenthaltsstatus mit folgender Frage 
erfasst: „Was ist Ihr aktueller Aufenthaltsstatus in Deutsch-
land?“. Als Antwortoptionen standen vier Kategorien zur 
Auswahl, die eine vereinfachte Erfassung des Aufenthalts-
status im Rahmen der Befragung ermöglichten. Unterschie-
den wurde zwischen laufendem und abgeschlossenem 
Asylverfahren sowie unterschiedlichem Ergebnis („lau-
fendes Asylverfahren – Asylsuchender“, „Asylverfahren 
abgeschlossen – Flüchtlingsstatus“, „Asylverfahren abge-
schlossen – Duldung“, „Asylverfahren abgeschlossen – 
Flüchtlingsstatus abgelehnt, aufgefordert das Land zu 
verlassen“). Die Aufenthaltsdauer wurde aus der Angabe 

(entsprechend 81 Unterkünfte) zufällig gezogen, und nach 
Möglichkeit alle darin lebenden Erwachsenen durch per-
sönliche Ansprache mehrsprachiger Feldteams zur Teilnah-
me an der Befragung eingeladen. Die Auswahl der sechs 
Landeserstaufnahmeeinrichtungen (LEA) erfolgte nicht 
nach dem Zufallsprinzip, sondern nach geografischen Kri-
terien (räumliche Streuung im Bundesland) und Belegungs-
zahlen (Einrichtungen mit hoher Belegung, um ausreichen-
de Fallzahlen zu generieren). Die eigentlichen Befragten in 
den LEA wurden hingegen zufallsbasiert ausgewählt, indem 
eine Zufallsstichprobe aus der Grundgesamtheit aller 
bewohnten Zimmer gezogen wurde, anhand derer die wei-
tere Auswahl der Studienteilnehmenden erfolgte [14]. Die 
Response-Rate der Befragung lag bei 30,5 % [13]. Die schrift-
liche Befragung wurde anhand eines Fragebogens in neun 
Sprachen durchgeführt (Albanisch, Arabisch, Deutsch, Eng-
lisch, Persisch, Französisch, Russisch, Serbisch und Tür-
kisch). Dem Fragebogen lagen standardisierte und etab-
lierte Items sowie ein umfassender Entwicklungs- und 
Adaptierungsprozess zugrunde (Details der Methodik sie-
he [14]). Der überwiegende Anteil (96 % der Teilnehmen-
den) wurde zwischen Januar 2018 und November 2018 
befragt [13].

Die Inanspruchnahme (zahn-)medizinischer Versor-
gung wurde auf Basis von Instrumenten des European 
Health Interview Survey (EHIS) erhoben. Die Frage lautete 

„Wann waren Sie zuletzt bei einem der folgenden Ärzte in 
Deutschland, um sich selbst beraten, untersuchen oder 
behandeln zu lassen?”, gefolgt von mehreren fachärztli-
chen Disziplinen, darunter auch der Auswahl „Zahnarzt“. 
Der Wortlaut der Frage unterscheidet sich geringfügig vom 
Wortlaut der Originalfrage, die im EHIS bzw. in GEDA 

Infobox 2  
Auszug aus dem  
Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG)
§ 4 Leistungen bei Krankheit, Schwangerschaft und
Geburt
(1) Zur Behandlung akuter Erkrankungen und
Schmerzzustände sind die erforderliche ärztliche und 
zahnärztliche Behandlung einschließlich der Versor-
gung mit Arznei- und Verbandmitteln sowie sonsti-
ger zur Genesung, zur Besserung oder zur Linderung 
von Krankheiten oder Krankheitsfolgen erforderlichen 
Leistungen zu gewähren. Zur Verhütung und Früher-
kennung von Krankheiten werden Schutzimpfungen 
entsprechend den §§ 47, 52 Absatz 1 Satz 1 des Zwölf-
ten Buches Sozialgesetzbuch und die medizinisch
gebotenen Vorsorgeuntersuchungen erbracht. Eine
Versorgung mit Zahnersatz erfolgt nur, soweit dies
im Einzelfall aus medizinischen Gründen unauf-
schiebbar ist.

§ 6 Sonstige Leistungen
(1) Sonstige Leistungen können insbesondere
gewährt werden, wenn sie im Einzelfall zur Sicherung
des Lebensunterhalts oder der Gesundheit unerläß-
lich, zur Deckung besonderer Bedürfnisse von Kin-
dern geboten oder zur Erfüllung einer verwaltungs-
rechtlichen Mitwirkungspflicht erforderlich sind. Die 
Leistungen sind als Sachleistungen, bei Vorliegen
besonderer Umstände als Geldleistung zu gewähren. 
Quelle: Bundesamt der Justiz.
https://www.gesetze-im-internet.de/asylblg

https://www.gesetze-im-internet.de/asylblg
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38,2 %. Gleichzeitig gaben 41,4 % der Befragten an, in 
Deutschland noch nie einen Zahnarzt aufgesucht zu haben 
(Tabelle 1). 

Die Prävalenz der Inanspruchnahme unterschied sich 
zwischen den Geschlechtern nicht. Die 12-Monats-Präva-
lenz der Inanspruchnahme war in der Altersgruppe der 
über 30-Jährigen am höchsten (44,4 %), während der Anteil 
derer, die noch nie einen Zahnarzt aufgesucht hatten, mit 
fast 50 % bei den 18- bis 30-Jährigen am höchsten war. Bezo-
gen auf den Aufenthaltsstatus lag die höchste 12-Monats-Prä-
valenz der Inanspruchnahme mit jeweils über 40 % bei 
jenen Befragten vor, die entweder einen Flüchtlingsstatus 
erhalten hatten oder zum Zeitpunkt der Befragung gedul-
det bzw. ausreisepflichtig waren. Der Anteil derer, die in 
Deutschland noch nie einen Zahnarzt aufgesucht hatten, 
war mit 46,4 % bei jenen am höchsten, deren Asylverfah-
ren noch nicht abgeschlossen war. Die Unterschiede 
erscheinen jedoch eher zufällig (95 %-KI weit und überlap-
pend). Eine kürzere Aufenthaltsdauer war mit einer nied-
rigeren Prävalenz der Inanspruchnahme verbunden: In der 
Gruppe der Teilnehmenden, die erst seit 0 bis 12 Monaten 
in Deutschland leben, hatten mehr als zwei Drittel (71,8 %) 
keinen Zahnarzt in Deutschland besucht – im Vergleich zu 
einem Drittel (33,1 %) in der Gruppe der Teilnehmenden, 
die bereits länger in Deutschland leben.

Auf Basis der vorliegenden Analysen sollten grundsätz-
lich keine Schlüsse über gruppenbezogene Unterschiede 
getroffen werden, da diese durch andere Merkmale wie 
z. B. eine unterschiedliche Alterszusammensetzung oder 
auch die Dauer des Aufenthalts in Deutschland beeinflusst 
sein können. Für eine tiefergehende Analyse etwaiger 
Unterschiede in der Prävalenz wären größere Stichproben 

des Einreisedatum (Monat/Jahr) nach Deutschland 
(„Wann sind Sie nach Deutschland eingereist?“) berech-
net und in zwei Kategorien eingeteilt („0 bis 12 Monate“, 

„13 bis 36 Monate“).
Im vorliegenden Beitrag wird die 12-Monats-Prävalenz 

(in %) des Indikators Inanspruchnahme zahnmedizinischer 
Versorgung insgesamt sowie nach Geschlecht, Alter und 
Aufenthaltsstatus berichtet. Das Alter wurde in Jahren und 
Monaten erfasst, aufgrund geringer Fallzahlen jedoch in 
zwei Gruppen (18 – 30 Jahre, > 30 Jahre) kategorisiert. Der 
Datensatz wurde auf Basis von Informationen zu Geschlecht, 
Alter und Herkunftsregion von geflüchteten Menschen in 
beiden Bundesländern gewichtet, um die Schätzungen für 
die Grundgesamtheit zu verbessern [13]. Fehlende Werte 
wurden nicht imputiert, sondern lediglich gültige Werte in 
die Analyse einbezogen.

Ergebnisse und Einordnung
Gültige Werte zur Inanspruchnahme zahnmedizinischer 
Versorgung lagen für 594 der insgesamt 863 Befragten vor 
(68,8 % der Stichprobe). Von dieser Gesamtpopulation 
(N = 594) waren 29,0 % Frauen und 42,1 % waren zwischen 
18 und 30 Jahre alt. Bezogen auf den Aufenthaltsstatus 
gaben 43,4 % ein noch laufendes Asylverfahren an, wäh-
rend 26,3 % bereits einen Status als geflüchtete Person 
erhalten hatten. Der Asylantrag war bei 17,5 % abgelehnt, 
wodurch die Befragten entweder geduldet oder ausreise-
pflichtig waren. Die Aufenthaltsdauer in Deutschland 
betrug für 25,4 % der Gesamtpopulation 0 bis 12 Monate. 

Der Anteil derer, die in den letzten 12 Monaten einen 
Zahnarzt aufgesucht hatten, um sich selbst behandeln, 
beraten, oder untersuchen zu lassen, lag insgesamt bei 

Zur Inanspruchnahme  
zahnmedizinischer  
Leistungen bei geflüchteten 
Menschen liegen bisher  
keine validen Daten vor.
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Spezialistinnen und Spezialisten ein. Zum anderen sind 
Unterschiede im Sampling, sowie der geografischen Ver-
ortung der jeweils Befragten Populationen zu berücksich-
tigen. So wurde die Stichprobe der geflüchteten Menschen 
in lediglich zwei Bundesländern gezogen. Aufgrund der 
heterogenen Organisation der gesundheit lichen Versor-
gung geflüchteter Menschen [13, 16] sind die Schätzer der 
Inanspruchnahme der zahnmedizinischen Versorgung 
möglicherweise nicht auf alle Bundesländer übertragbar.

Unternimmt man dennoch einen Vergleich aus der Per-
spektive dieser „besten verfügbaren Daten“, liegen die 
Werte der Inanspruchnahme geflüchteter Menschen deut-
lich unter jenen in der Gesamtbevölkerung, die der 
GEDA-Studie zu entnehmen sind. So gaben in Berlin 82,1 % 
(95 %-KI: 79,2 – 84,8) und in Baden-Württemberg 83,2 % 

notwendig gewesen, was die hier vorliegende Auswertung 
einschränkt. 

Anhand der Prävalenzdaten aus dieser zufallsbasierten 
Stichprobe lässt sich dennoch eine valide Schätzung der 
Inanspruchnahme zahnmedizinischer Versorgung bei 
geflüchteten Menschen in zwei Bundesländern ableiten. Die 
hier erhobenen Werte der Inanspruchnahme (Tabelle 1) las-
sen einen direkten Vergleich mit den Werten der Allgemein-
bevölkerung aus der Befragung GEDA 2019/2020-EHIS 
nur eingeschränkt zu, und erlauben lediglich eine nähe-
rungsweise Gegenüberstellung. Gründe hierfür sind zum 
einen der unterschiedliche Wortlaut der jeweils verwende-
ten Fragen zur Erfassung der Inanspruchnahme. In der All-
gemeinbevölkerung erfolgt dies unspezifischer und schließt 
auch Kieferorthopädinnen und -orthopäden und andere 

In dem bevölkerungs
bezogenen Survey RESPOND 
wurde in zwei Bundesländern 
erhoben, wie häufig  
geflüchtete Menschen  
zahnmedizinische Leistungen 
in Anspruch nehmen.

Vor weniger als  
12 Monaten

Vor 12 Monaten 
oder länger

Nie

Fallzahl (n)* % (95 %-KI) % (95 %-KI) % (95 %-KI)
Gesamt 594 38,2 (32,1 – 44,6) 20,4 (16,3 – 25,2) 41,4 (34,8 – 48,4)
Geschlecht 542

Frauen (gesamt) 172 38,7 (30,2 – 47,9) 19,0 (13,2 – 26,6) 42,3 (34,9 – 50,1)
Männer (gesamt) 370 38,4 (31,1 – 46,3) 20,4 (15,9 – 25,7) 41,2 (32,5 – 50,4)

Altersgruppe 594
18 – 30 Jahre 250 32,4 (24,9 – 40,8) 18,7 (12,3 – 27,2) 48,9 (41,2 – 56,8)
> 30 Jahre 344 44,4 (37,6 – 51,5) 22,2 (17,6 – 27,6) 33,4 (26,2 – 41,4)

Status des Asylverfahrens 518
Laufendes Verfahren 258 37,2 (28,5 – 46,9) 16,4 (11,0 – 23,7) 46,4 (39,3 – 53,6)
Flüchtlingsstatus gewährt 156 41,3 (29,1 – 54,6) 24,7 (17,7 – 33,3) 34,0 (22,9 – 47,3)
Abgelehnt/ausreisepflichtig oder Duldung 104 40,4 (27,8 – 54,3) 20,9 (12,7 – 32,5) 38,6 (24,8 – 54,7)

Aufenthaltsdauer 481
0 – 12 Monate 151 28,2 (17,0 – 42,9) n. a. 71,8 (57,1 – 82,9)
13 – 36 Monate 330 42,7 (36,1 – 49,6) 24,2 (19,2 – 29,9) 33,1 (26,1 – 40,9)

KI = Konfidenzintervall, n. a. = keine Antwortoptionen möglich. Nicht-plausible Werte (n = 8) wurden als fehlende Werte klassifiziert
*Differenzen zu N = 594 entstehen aufgrund fehlender Werte bei Geschlecht, Alter, Aufenthaltsstatus und Aufenthaltsdauer

Tabelle 1 
Prävalenz der Inanspruchnahme  

zahnmedizinischer Leistungen nach 
Geschlecht, Alter, Aufenthaltsstatus und  

Aufenthaltsdauer bei N = 594 geflüchteten  
Menschen in Berlin und BadenWürttemberg  

(n = 172 Frauen, n = 370 Männer), gewichtet
Quelle: RESPOND Survey 



weiterzurückStartseite

Journal of Health Monitoring Inanspruchnahme zahnmedizinischer Leistungen bei geflüchteten Menschen in Deutschland

7Journal of Health Monitoring 2024 9(S1)

FACT SHEET

vorliegende Versorgungsmuster damit als nicht bedarfsge-
recht. Somit sind aus präventiver Sicht eine fehlende zahn-
medizinische Vorsorge bei gleichzeitig vorliegendem höhe-
rem Bedarf [6] und einer Beschränkung der Versorgung auf 
schmerzhafte oder unaufschiebbare Zustände nachteilig. 
Unbehandelte zahnmedizinische Beschwerden können 
nicht nur die Lebensqualität erheblich einschränken, son-
dern auch zu Folgeerkrankungen in anderen Organsyste-
men führen [18]. Nebst den gesundheitlichen Konsequen-
zen für die Betroffenen kann fehlende Prävention daher 
auch mit höheren Folgekosten für das Gesundheitssystem 
einhergehen [19, 20]. So ermittelt eine der wenigen Studien 
zur Zahngesundheit geflüchteter Menschen in Deutsch-
land nahezu doppelt so hohe Kosten für eine konservative 
Behandlung kariöser Zähne bei geflüchteten Menschen, 
wenn bereits Schmerzen vorliegen, im Vergleich zu einer 
Behandlung, wenn noch kein schmerzhafter Zustand vor-
liegt [5]. Dies stellt in Frage, ob durch das Prinzip der im 
AsylbLG verankerten Unaufschiebbarkeit das mit dem 
Gesetz verfolgte Ziel der Ausgabendeckelung tatsächlich 
erfüllt wird. 

Um diese und andere Fragen der Gesundheitsversor-
gung zu beantworten, bedarf es einer nachhaltigen Verbes-
serung der Informationsgrundlagen zu Migration und 
Gesundheit [2]. So sollten gesundheitliche Bedarfe und die 
medizinische Versorgung geflüchteter Menschen in exis-
tierenden Datensystemen besser abgebildet werden [21]. 
Dies kann nicht nur dazu beitragen, soziale und strukturell 
bedingte Ungleichheiten [22] in der Gesundheitsversorgung 
aufzudecken, sondern auch dabei unterstützen, fakten-
freien Diskussionen zu Migration und Gesundheit rational 
zu begegnen.

(95 %-KI: 80,9 – 85,3) der Bevölkerung an, in den vergange-
nen 12 Monaten eine zahnmedizinische Versorgung in 
Anspruch genommen zu haben [1]. Damit liegen mehr als 
35-Prozentpunkte zwischen dem höchsten Wert der Inan-
spruchnahme in der befragten Population geflüchteter 
Menschen und den mit ähnlichen Methoden befragten 
Personen in den beiden Bundesländern. Selbst die nied-
rigste Prävalenz der Inanspruchnahme zahnmedizinischer 
Versorgung in der Gruppe der über 80-Jährigen in der 
gesamtdeutschen Bevölkerung liegt mit 71,5 % (95 %-KI: 
67,9 – 74,8) noch um mehr als 25-Prozentpunkte über der 
Inanspruchnahme der befragten geflüchteten Menschen. 
Gleichzeitig war ein hoher Anteil (> 40 %) der befragten 
geflüchteten Menschen noch nie in Deutschland beim 
Zahnarzt. 

Auch wenn zwischen geflüchteten Menschen und der 
Allgemeinbevölkerung Unterschiede in der Altersstruktur 
und dem zahnmedizinischen Bedarf vorliegen mögen, die 
auf der vorliegenden Datenbasis nicht näher beleuchtet 
werden können, sollten Ungleichheiten in der Inanspruch-
nahme zahnärztlicher Versorgung dieses Ausmaßes und 
die damit zusammenhängende strukturelle Ungleichbe-
handlung infolge des AsylbLG als Widerspruch zu den 
Grundsätzen der Nicht-Diskriminierung, Gleichstellung 
und Menschenwürde diskutiert werden. Denn der medizi-
nische Bedarf zahnmedizinischer Versorgung ergibt sich 
vor allem aus der Empfehlung einer halbjährlichen vor-
sorglichen Inanspruchnahme bei Erwachsenen [17]. Vor 
dem Hintergrund, dass verfügbare Studien zur Mundge-
sundheit geflüchteter Menschen auf einen hohen bzw. teil-
weise sogar höheren Versorgungsbedarf im Vergleich zu 
Allgemeinbevölkerung hinweisen [6], erscheint das hier 

Ein hoher Anteil (41,4 %) 
geflüchteter Menschen war  
in Deutschland noch nie  
beim Zahnarzt. Die  
Inanspruchnahme lag  
deutlich unter jener in  
der Gesamtbevölkerung, 
unabhängig von Alter, 
Geschlecht und  
Aufenthaltsstatus.
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consent) der Studienteilnehmenden die öffentliche Bereit-
stellung der Daten nicht abdeckt. Zu wissenschaftlichen 
Zwecken kann der Datensatz mit ausgewählten Indikatoren 
und Variablen im Rahmen von Forschungskooperationen 
zur Verfügung gestellt bzw. von Forschenden auf begrün-
dete Anfrage eingesehen werden. Anfragen können per 
E-Mail an Respond.AMED@med.uni-heidelberg.de gestellt 
werden.
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